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 145.079

 145.690

 145.937

 146.121

 146.677

 146.811

 147.084

 145.645

 145.234

 145.534

 146.082

 145.137

 144.910

 145.637

 145.685

 145.801

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplans

Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Füllschema der Nutzungsschablone

1 = Art der baulichen Nutzung mit Gebietskennzeichnung

2 = Grundflächenzahl

3 = Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß bzw. als Mindest- und Höchstmaß

öffentliche Grünflächen

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und

zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Allgemeine Wohngebiete

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

0,3

Grundflächenzahl

 I

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Straßenbegrenzungslinie auch gegenüber Verkehrsflächen besonderer

Zweckbestimmung

Straßenverkehrsflächen

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

Baugrenze

Rad- und Gehweg

E/D

WA

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und

Gemeinschaftsanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB)

St

Zweckbestimmung: Stellplätze

5 = Bauweise

Flächen für die Abfall- und Abwasserbeseitigung, einschließlich der Rückhaltung

und Versickerung von Niederschlagswasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

Flächen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser

FHmax 10 m

Firsthöhe (FH) als Höchstmaß

offene Bauweise

o

4 = Bebauungsart

6 = Traufhöhe als Höchstmaß

Spielplatz

Flächen für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umweltein-

wirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes: Ab-

grenzung und nähere Bestimmung unterschiedlicher Lärmpegelbereiche

(LBP IV - LBP III)

LPB IV

LPB III

Beschränkung der Zahl der Wohnungen auf maximal zwei Wohnungen

je Einzelhaus oder Doppelhaushälfte

Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

2 Wo

4

7

1

2 3

5

6

RRB

THmax 5 m

Traufhöhe (TH) als Höchstmaß

8

8 = maximal zulässige Wohnungen je Wohngebäude

7 = Firsthöhe als Höchstmaß

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

nur Hausgruppen (Reihenhäuser) zulässig

H

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen z.B. von Baugebieten oder Ab-

grenzung des Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes

(§ 1 Abs. 4, § 16 Abs. 5 NauNVO)

Mit Gehrechten zu belastende Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und

Abs. 6 BauGB)

GFL

G

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und

sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a)

Zahl der Vollgeschosse zwingend

II

 146.121

Höhenpunkt als unterer Bezugspunkt für Traufhöhe und Firsthöhe

in m über NHN (Meter über Normalhöhennull)

§ 1 Geltungsbereich

Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschrift ist identisch mit den im Geltungsbereich

dieses Bebauungsplans Rgh 20 Salzgitter-Ringelheim "Nordost" festgesetzten

allgemeinen Wohngebieten (WA).

§ 2 Dächer

(1) Dachform und Dachneigung

Für die Hauptgebäude sind nur Sattel- und Pultdächer mit einer Dachneigung von 30° bis

50° zulässig. Ausgenommen von der Vorschrift nach Satz 1 sind Eingangsüber-

dachungen, Dachaufbauten, Wintergärten und Terrassenüberdachungen. Die Gesamt-

länge aller Dachaufbauten darf maximal 1/3 der jeweiligen Trauflinie betragen.

(2) Dacheindeckung

Zur flächenhaften Dacheindeckung sind nur Dachsteine bzw. Dachziegel im Rahmen der

im Folgenden angegebenen Farbtöne der RAL 840 HR sowie Zwischentöne dieser Farb-

skala zulässig:

Rottöne:

RAL 2001 (Rotorange) RAL 2002 (Blutorange)

 RAL 3000 (Feuerrot) RAL 3002 (Karminrot) RAL 3003 (Rubinrot)

RAL 3004 (Purpurrot) RAL 3005 (Weinrot) RAL 3007 (Schwarzrot) 

RAL 3009 (Oxydrot) RAL 3011 (Braunrot) RAL 3013 (Tomatenrot)

RAL 3016 (Korallenrot)

Brauntöne:

RAL 8002 (Signalbraun) RAL 8003 (Lehmbraun) RAL 8004 (Kupferbraun)

RAL 8007 (Rehbraun) RAL 8011 (Nussbraun) RAL 8012 (Rotbraun)

RAL 8014 (Sepiabraun) RAL 8015 (Kastanienbraun) RAL 8016 (Mahagonibraun)

RAL 8028 (Terrabraun)

 

Grautöne / Anthrazit:

RAL 7011 (Eisengrau) RAL 7012 (Basaltgrau) RAL 7015 (Schiefergrau)

RAL 7021 (Schwarzgrau)

Glänzend glasierte und glänzend engobierte Dachsteine bzw. Dachziegel sind unzulässig.

Ausgenommen von den Regelungen zur Dacheindeckung sind Dachkollektoren zur

Nutzung der Sonnenergie und verglaste Flächen.

§ 3 Einfriedungen

Als Einfriedungen entlang von Straßenverkehrsflächen sind ausschließlich Schnitthecken

aus standortgerechten bzw. heimischen Gehölzen (s. Hinweise Nr. 1.5) bis zu einer

maximalen Höhe von 0,8 m oder massive Mauern, Wände oder Gabionen bis zu einer

maximalen Höhe von 0,5 m zulässig.

§ 4 Ordnungswidrigkeiten (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 80 Abs. 3 und 5 NBauO)

Ordnungswidrig handelt gemäß § 80 Abs. 3 Niedersächsische Bauordnung (NBauO), wer

dieser örtlichen Bauvorschrift zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß

§ 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße bis zu 500 000 Euro geahndet werden.

1. Pflanzlisten

1.1 Heimische Bäume I. Ordnung 

Acer platanoides (Spitzahorn)

Acer pseudoplatanus (Bergahorn)

Carpinus betulus (Hainbuche)

Quercus petraea (Traubeneiche)

Quercus robur (Stieleiche)

Salix alba (Silberweide) 

Tilia cordata (Winterlinde)

Tilia platyphyllos (Sommerlinde)

Ulmus laevis (Flatterulme)

Ulmus minor (Feldulme)

1.2 Heimische Bäume II. Ordnung 

Acer campestre (Feldahorn)

Alnus glutinosa (Schwarzerle)

Malus sylvestris (Holzapfel)

Prunus avium (Vogelkirsche)

Prunus padus (Traubenkirsche)

Sorbus aucuparia (Gemeine Eberesche)

Sorbus torminalis (Elsbeere)  

1.3 Heimische Sträucher

Cornus mas (Kornelkirsche)

Cornus sanguinea (Roter Hartriegel)

Corylus avellana (Haselnuss)

Crataegus monogyna (Weißdorn, Eingriffl.)

Euonymus europaeus (Pfaffenhütchen)

Prunus spinosa (Schlehe)

Rosa canina (Wildrose)

Salix caprea (Salweide)

Salix cinerea (Grauweide)

Sambucus nigra (Holunder)

Viburnum opulus (Gewöhnl. Schneeball)

1.4 Laubbäume, die als Straßenbäume lt. Gartenamtsleiterkonferenz (GALK)

gut geeignet bzw. geeignet sind

Acer campestre 'Elsrijk' (Feldahorn 'Elsrijk')

Acer platanoides 'Cleveland'
(
Kegelförmiger Spitzahorn 'Cleveland')

Alnus x spaethii
(
Purpurerle

)

Amelanchier arborea (Felsenbirne 'Robin Hill')

   'Robin Hill'

Carpinus betulus 'Fastigiate' (Pyramiden-Hainbuche 'Fastgiata')

Fraxinus ornus 'Rotterdam' (Blumenesche 'Rotterdam')

Gleditsia triacanthos 'Skyline' (Gleditschie 'Skyline')

Ostrya carpinifolia (Hopfenbuche)

Prunus padus 'Schloss Tiefurt' (Traubenkirsche 'Schloss Tiefurt')

Tilia cordata 'Erecta' (Dichtkronige Winterlinde 'Erecta')

1.5 Gehölze für Einfriedungen gemäß § 3 ÖBV

Acer campestre (Feldahorn)

Carpinus betulus (Hainbuche)

Cornus mas (Gelber Hartriegel / Kornelkirsche)

Cornus sanguinea (Roter Hartriegel)

Crataegus laevigata (Weißdorn, Zweigriffl.)

Crataegus monogyna (Weißdorn, Eingriffl.)

Euonymus europaeus (Pfaffenhütchen)

Ligustrum vulgare (Liguster)

Lonicera xylosteum (Rote Heckenkirsche)

Philadelphus coronarius (Pfeifenstrauch)

Prunus spinosa (Schlehe)

Rosa canina (Hundsrose)

Sambucus nigra (Holunder)

Taxus baccata (Eibe) 

Viburnum opulus (Gewöhnl. Schneeball)

2. Baumpflanzungen im Leitungsbereich

Hinsichtlich vorgesehener Baumpflanzungen in öffentlichen Straßenverkehrsflächen und auf

privaten Grundstücken ist bei der Pflanzung im Bereich von Leitungstrassen die Einhaltung

des DWA-Merkblatts: DWA-M 162 „Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“ bzw. der

inhaltlich gleichen Merkblätter des DVGW: GW 125 und das „Merkblatt über Baumstandorte

und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ der Forschungsgesellschaft für Straßen- und

Verkehrswesen zu beachten.

3. Artenschutz 

3.1 Bodenbrüter

Die Baufeldräumung im Bereich der landwirtschaftlich genutzten Flächen und der

Brachflächen darf nur außerhalb der Brutzeit von Bodenbrütern in der Zeit vom 15.08. - 28.02.

erfolgen. Bei Räumungsarbeiten außerhalb dieses Zeitraumes muss die Belegung durch

brütende Vogelarten fachgutachterlich ausgeschlossen werden.

§ 6 Anzahl der Wohnungen in Wohngebäuden

(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

In den allgemeinen Wohngebieten (WA) in denen ausschließlich eine Bebauung mit

Einzel- und Doppelhäusern festgesetzt ist, sind höchstens zwei Wohnungen je

Wohngebäude zulässig.

§ 7 Zufahrten zu den Baugrundstücken

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Die Breite der Zufahrten zu den Wohngrundstücken darf höchstens 4,0 m betragen.

§ 8 Versorgungsleitungen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB i.V.m. § 1a Abs. 3 BauGB)

Versorgungsleitungen jeglicher Art sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB unterirdisch zu

verlegen.

§ 9 Ableitung des Niederschlagswassers

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und § 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB i.V.m. § 96 Abs. 2 Nr. 3 NWG)

In den mit WA4 gekennzeichneten allgemeinen Wohngebieten ist das anfallende Nieder-

schlagswasser durch geeignete Maßnahmen auf den jeweiligen Grundstücksflächen

zurückzuhalten und gedrosselt nach Maßgabe der Abwasserentsorgung Salzgitter GmbH

in das öffentliche Ableitungssystem einzuleiten.

§ 10 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

Die mit Gehrechten "G1" und "G2" zu belastende Flächen sind mit Gehrechten zugunsten

der Anlieger zu belasten. Die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten "GFL" zu belastende

Flächen sind mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Anlieger zu belasten.

§ 11 Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des

Bundes-Immissionsschutzgesetzes - Schallschutz

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Das Plangebiet ist durch Verkehrslärm vorbelastet. Bei Neubau oder Sanierung von

schutzbedürftigen Räumen sind folgende Vorgaben zu beachten:

(1) Die zeichnerisch festgesetzten maßgeblichen Außenlärmpegel L

a

 sind gemäß DIN 4109-1

"Schallschutz im Hochbau" (Fassung 01/2018) für Gebäudeseiten und Dachflächen von

schutzbedürftigen Räumen zur Auslegung der Anforderungen an die gesamten

bewerteten Bau-Schalldämm-Maße R’w,ges zugrunde zu legen.

(2) Die Anforderungen an die gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße R’w,ges der

Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen ergibt sich aus den maßgeblichen

Außenlärmpegeln L

a

 unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Raumarten

entsprechend Gleichung (6) der DIN 4109-1 (Fassung 01/2018) wie folgt:

R’w,ges = L

a

 - K

Raumart

Dabei ist:

K

Raumart 

= 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in

Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume und Ähnliches;

K

Raumart

 = 35 dB für Büroräume und Ähnliches;

L

a

 der maßgebliche Außenlärmpegel

Mindestens einzuhalten sind:

R’

w,ges

 = 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in

Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume, Büroräume und Ähnliches;

Die erforderlichen gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße R’w,ges sind in

Abhängigkeit vom Verhältnis der vom Raum aus gesehenen gesamten Außenfläche

eines Raumes S

S 

 zur Grundfläche des Raumes S

G

 nach DIN 4109-2 (Fassung 01/2018),

Gleichung (32) mit dem Korrekturwert K

AL

 nach Gleichung (33) zu korrigieren.

Die Einhaltung der Anforderungen ist im Rahmen des bauordnungsrechtlichen

Antragsverfahrens nach DIN 4109-2 („Schallschutz im Hochbau – Teil 2: Rechnerische

Nachweise zur Erfüllung der Anforderungen“, Januar 2018, Bezugsquelle Beuth Verlag

GmbH, Berlin) nachzuweisen.

(3) Zur Belüftung von Schlafräumen, Kinderzimmern und Einraumwohnungen sind bei

maßgeblichen Außenlärmpegeln von L

a

 > 65 dB(A) schalldämpfende Lüftungssysteme

oder Spezialfensterkonstruktionen erforderlich, die für den notwendigen Luftwechsel

sorgen, ohne dass die geforderte Luftschalldämmung der Außenbauteile unterschritten

wird.

(4) Von den Festsetzungen der vorhergehenden Punkte kann abgewichen werden, wenn im

Rahmen eines Einzelnachweises prüfbar nachgewiesen wird, dass (bspw. durch

Eigenabschirmung der Baukörper) ein geringerer maßgeblicher Außenlärmpegel (gemäß

DIN 4109-1, Fassung 01/2018) als zeichnerisch festgesetzt vorliegt. Die Anwendung des

pauschalen Abzugs von 5dB bei Schienenverkehrsgeräuschen nach 4.4.5.3 der DIN

4109-2 (Fassung 01/2018) ist hierbei unzulässig.

  

§ 12 Öffentliche Grünfläche "Spielplatz"

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Innerhalb der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung "Spielplatz" ist im

Randbereich der Fläche die Errichtung einer Ortsnetzstation für den Stromausbau mit den

Abmessungen von rd. 5 m x 6 m zulässig.

§ 13 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

(1) Stellplatzflächen mit mehr als 10 Stellplätzen sind durch Bäume zu gliedern. Dafür ist je

angefangene 10 Stellplätze mindestens ein Laubbaum als Hochstamm zwischen den

Stellplätzen oder am Rand der Stellplätze zu pflanzen. Für die Anpflanzungen sind

Laubbäume, die aufgrund ihrer Eigenschaften für die Verwendung im städtischen

Straßenraum mindestens geeignet sind (siehe Hinweise Pflanzliste 1.4) zu pflanzen. Es

sind Hochstämme mit einer Qualität von mindestens 16 - 18 cm, 3x verpflanzt zu

verwenden.

(2) Innerhalb der festgesetzten Straßenverkehrsflächen sind mindestens 6 Laubbäume, die

aufgrund ihrer Eigenschaften für die Verwendung im städtischen Straßenraum

mindestens geeignet sind (siehe Hinweise Pflanzliste 1.4) zu pflanzen. Es sind

Hochstämme mit einer Qualität von mindestens 16 - 18 cm, 3x verpflanzt zu verwenden.

Bäume, die aufgrund der Festsetzung unter (1) gepflanzt wurden, können hierbei

eingerechnet werden.

(3) Innerhalb der in der Planzeichnung festgesetzten Fläche zum Anpflanzen von Bäumen,

Sträuchern und sonstiger Bepflanzung ist eine randliche, einreihige Eingrünung mit

insgesamt 10 heimischen Sträuchern (siehe Hinweise Pflanzlisten 1.3 und 1.5) zu

entwickeln. Als Mindestanforderung für die Pflanzqualität der Sträucher gilt: 2 x verpflanzt,

Höhe 100 - 150 cm.

(4) Die unter (1), (2) und (3) festgesetzten Pflanzmaßnahmen haben spätestens in der auf

die Aufnahme der Nutzung folgenden Pflanzperiode zu erfolgen. Die Anpflanzungen sind

dauerhaft zu erhalten und bei Abgang in gleicher Art und vorgenannter Qualität zu

ersetzen.

§ 14 Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,

Natur und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Zum Ausgleich der auf Grund der Festsetzungen dieses Bebauungsplans zu erwartenden

Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft i.S. von § 1a BauGB sind auf öffentlichen

Flächen im Baugebiet die folgenden Maßnahmen durchzuführen: 

(1) Die "Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,

Natur und Landschaft" sind mit standortgerechten, heimischen Laubgehölzen zu

bepflanzen. Dafür sind innerhalb der Fläche je angefangene 200 m² mindestens 1 Baum I.

oder II. Ordnung und 2 Sträucher entsprechend der Pflanzlisten (siehe Hinweise Nr. 1.1,

1.2 und 1.3) in lockerer Anordnung einzeln oder in Gruppen zu pflanzen, dauerhaft zu

erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Nicht bepflanzte Bereiche sind zu

einer extensiv gepflegten standortheimischen Gras- und Staudenflur zu entwickeln. Zur

Einsaat ist regionales Saatgut zu verwenden. Der Einsatz von Pflanzenschutz- und

Düngemitteln ist unzulässig.

(2) Innerhalb der Maßnahmenfläche ist ein maximal 2,5 m breiter Weg im Anschluss an den

festgesetzten Fuß-/Radweg in Richtung Norden in wassergebundener Bauweise zulässig.

(3) Als Mindestqualitäten für die unter (1) festgesetzten Anpflanzungen von Gehölzen sind

Bäume mit einem Stammumfang von 14 - 16 cm, 3x verpflanzt und Sträucher mit einer

Pflanzgröße von 60 - 80 cm, 2x verpflanzt zu verwenden.

(4) Abweichungen von den unter (1) bis (3) festgesetzten Maßnahmen sind mit der Unteren

Naturschutzbehörde abzustimmen.

§ 15 Beschränkung bestimmter luftverunreinigender Stoffe

(§ 9 Abs. 1 Nr. 23a BauGB)

Im allgemeinen Wohngebiet (WA) ist die Verwendung fossiler Brennstoffe und Holz sowie

holzähnliche Brennstoffe in Heizanlagen, Öfen, Kaminen und ähnlichen Verbrennungs-

anlagen zur Raumheizung und Warmwasserbereitung unzulässig. Die Verwendung von

Holz und Holzprodukten in Kaminen und Öfen für die Heizung einzelner Räume eines

Gebäudes ist zulässig.

§ 1 Art der baulichen Nutzung: Allgemeine Wohngebiete (WA)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO und § 1 Abs. 6 BauNVO )

In den allgemeinen Wohngebieten (WA) werden die gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO

vorgesehenen ausnahmsweise zulässigen Nutzungen Nr. 1 (Betriebe des Beher-

bergungsgewerbes), Nr. 2 (sonstige nicht störende Gewerbebetriebe), Nr. 3 (Anlagen für

Verwaltungen), Nr. 4 (Gartenbaubetriebe) und Nr. 5 (Tankstellen) gemäß § 1 Abs. 6

BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplans.

§ 2 Maß der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 4 BauNVO)

Die zulässige Grundflächenzahl darf innerhalb der gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 und § 9 Abs. 1

Nr. 22 BauGB festgesetzten Fläche für Stellplätze bis zu einer Grundflächenzahl von

maximal 0,8 überschritten werden.

§ 3 Höhe baulicher Anlagen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 und § 18 BauNVO)

(1) Die maximal zulässige Traufhöhe (TH) wird durch Planeintrag in der Nutzungsschablone

jeweils in Abhängigkeit von der zulässigen maximalen Zahl der Vollgeschosse

festgesetzt. Die Traufhöhe wird definiert als die Differenz zwischen der Höhenlage des

jeweiligen unteren Bezugspunkts und der Höhenlage der Schnittkante zwischen der

Außenseite der Außenwand und der Oberfläche der Dachhaut. Dachgauben und

Zwerchdächer deren Breite weniger als 1/3 der jeweiligen Dachlänge beträgt, sind von

den Regelungen zur Traufhöhe ausgenommen.

(2) Die maximal zulässige Firsthöhe (FH) wird durch Planeintrag in der Nutzungsschablone

jeweils in Abhängigkeit von der zulässigen maximalen Zahl der Vollgeschosse

festgesetzt. Als Firsthöhe ist das Maß zwischen der unteren Bezugshöhe und dem

höchsten Punkt der Dachhaut definiert. Untergeordnete Bauteile wie Schornsteine,

Antennen und technische Anlagen sind von dieser Höhenfestsetzung ausgenommen.

(3) Der untere Bezugspunkt für die Festsetzungen der First- und Traufhöhen ist der

Kreuzungspunkt zwischen der Verlängerung der Grundstückshalbierenden und der

Mittelachse der Straße oder der privaten Verkehrsfläche bzw. der Fläche mit Geh-, Fahr-

und Leitungsrecht, von der aus die Erschließung der Hauptnutzung erfolgt. Zur Ermittlung

des unteren Bezugspunkts sind in der Planzeichnung NHN-Höhenpunkte an den

jeweiligen Enden und bei Richtungsänderungen an den Knickpunkten der

Straßenmittelachse festgesetzt. Der untere Bezugspunkt ist aus den zwei

nächstgelegenen NHN-Höhenpunkten durch interpolieren zu ermitteln.

§ 4 Flächen für Stellplätze und Garagen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 BauNVO und § 23 Abs. 5 BauNVO)

(1) In den allgemeinen Wohngebieten (WA) sind Garagen gemäß § 12 BauNVO nur außer-

halb der überbaubaren Flächen zulässig, wenn sie einen Abstand von mindestens 3 m

zur öffentlichen Verkehrsfläche, von denen aus die Erschließung der Hauptnutzung

erfolgt sowie zu Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung "Rad- und Fußweg"

einhalten. Ausgenommen davon sind Garagen, deren Zufahrtsseite zur öffentlichen

Verkehrsfläche ausgerichtet ist. Für diese Garagen ist ein Mindestabstand von 5 m zur

öffentlichen Verkehrsfläche als Parkraum freizuhalten.

(2) Zu Garagen im Sinne dieser Vorschrift zählen auch Carports (Stellplätze mit

Schutzdächern).

(3) Auf Flächen für Stellplätze (St) sind maximal 16 ebenerdige Stellplätze zulässig. Diese

sind als offene Stellplätze und/oder als überdachte Abstellplätze ohne Seitenwände

zulässig.

§ 5 Zulässigkeit von Nebenanlagen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 14 und § 23 Abs. 5 BauNVO)

In den allgemeinen Wohngebieten (WA) sind Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1

BauNVO außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen nur zulässig, wenn sie einen

Abstand von mindestens 3 m zu den öffentlichen Straßenverkehrsflächen von denen aus

die Erschließung der Hauptnutzung erfolgt sowie zu den Verkehrsflächen besonderer

Zweckbestimmung "Rad- und Fußweg" einhalten. Hiervon ausgenommen sind

Einfriedungen, Rankgerüste, Standflächen für Hausmüllbehältnisse und Stellplätze für

Fahrräder sowie Zuwegungen, Zufahrten und Stellplatzflächen ohne Schutzdach vor

Garagenzufahrten.

3.2 Hamster

Vor Baufeldräumung sind die landwirtschaftlich genutzten Flächen fachgutachterlich auf eine

Besiedlung durch Feldhamster zu überprüfen.

4. Bodenschutz

Zum Schutz der natürlichen Bodenfunktionen gemäß Bundesbodenschutzgesetz sind

während der Bauarbeiten entsprechende Schutzvorkehrungen z. B. gegen Bodenverdichtung,

Bodenverunreinigung oder Bodenvermischung zu treffen. Es sind insbesondere die

DIN-Normen 19639 (Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben), DIN

18915 (Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Bodenarbeiten) und DIN 19731 (Verwertung

von Bodenmaterial) zu beachten. Auf den sorgfältigen Umgang mit Oberboden gemäß DIN

18915 und DIN 19731 wird hingewiesen.

5. Ableitung des Niederschlagswassers

In den mit WA4 gekennzeichneten allgemeinen Wohngebieten darf die Abflussmenge des auf

dem jeweiligen Grundstück anfallenden Niederschlagswassers den derzeitig bestehenden

natürlichen Gebietesabfluss aus der Fläche nicht überschreiten. Bei Überschreitung des

natürlichen Gebietesabflusses ist anfallendes Niederschlagswasser durch geeignete

Einrichtungen bzw. Maßnahmen wie z. B. Zisternen zurückzuhalten und der öffentlichen

Kanalisation gedrosselt einzuleiten. Bei Fragen steht den Grundstückseigentümer*innen die

Abteilung Grundstücksentwässerung der Abwasserentsorgung Salzgitter GmbH (ASG) zur

Seite.

6. Immissionen aus der Landwirtschaft

Aus der Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Flächen im umgebenden Bereich des

Plangebietes können zeitweilig Immmissionen in Form von Stäuben, Lärm oder Gerüchen

resultieren, die bis in das Plangebiet hineinreichen. Diese können auch an Sonn- und

Feiertagen sowie zur nächtlichen Ruhezeit auftreten. Diese sind als ortsüblich hinzunehmen.

7. Pflanzabstand zu landwirtschaftlichen Flächen

Ortsrandeingrünungen, die an landwirtschaftliche Wege und Flächen grenzen, sind so

anzulegen, dass ein ausreichender Pflanzabstand gemäß § 50 Niedersächsischem

Nachbarrechtsgesetz (NNachbG) eingehalten wird. Weiterhin sind regelmäßige Pflegeschnitte

von Bäumen und Sträuchern vorzusehen, wodurch das Herüberwachsen von Geäst, das die

Flächenbewirtschaftung oder Passierbarkeit der Wege für Landmaschinen behindert, entfernt

wird.

8. Nicht überbaute Flächen - § 9 Abs. 2 Niedersächsische Bauordnung (NBauO)

Gemäß § 9 Abs. 2 NBauO müssen die nicht überbauten Flächen der Baugrundstücke

Grünflächen sein, soweit sie nicht für eine andere zulässige Nutzung erforderlich sind.

9. Denkmalschutz

Archäologische Denkmalpflege: Obwohl nur an der südlichen Grenze des überplanten

Bereiches archäologische Funde bekannt sind, besteht aufgrund der topografischen Situation

und der günstigen Bodenverhältnisse eine erhöhte Wahrscheinlichkeit, dass noch unbekannte

archäologische Funde bei zukünftigen Bauarbeiten zutage treten. Es ist deshalb erforderlich,

dass vor allem bei der Anlage der Erschließungsstraßen eine archäologische Begleitung

erfolgt. Das kann geschehen durch die Archäologische Arbeitsgemeinschaft Salzgitter e.V.

oder durch eine hinreichend qualifizierte archäologische Grabungsfirma ("Bamberger Liste").

Vor dem Beginn von Bauarbeiten muss somit zwingend die Untere Denkmalschutzbehörde

beteiligt werden. Jegliche Erdarbeiten müssen archäologische betreut werden und dürfen

nicht ohne diese erfolgen. Dies gilt auch für den Bau von Straßen und Wegen. Sollte bei den

geplanten Erdarbeiten ur- und frühgeschichtliche oder mittelalterliche Bodenfunde wie

Tongefäßscherben, Schlacken, Metallobjekte, Holzkohleansammlungen, auffällige

Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen gemacht werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1

NDSchG meldepflichtig und müssen der Unteren Denkmalschutzbehörde der Stadt Salzgitter

sowie dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege unverzüglich gemeldet werden.

Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. NDSchG bis zum Ablauf von vier

Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde

die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die Unterlassung der Anzeige stellt eine

Ordnungswidrigkeit dar und kann mit einem Bußgeld geahndet werden. Auf die einschlägigen

Bestimmungen des § 35 NDSchG, insbesondere die Abs. 2 und 4 wird hingewiesen.

10. Schallschutz

Das Plangebiet ist durch Verkehrslärm teilweise vorbelastet, so dass passive

Schallschutzmaßnahmen gemäß DIN 4109-1 "Schallschutz im Hochbau" (Stand 01/2018)

erforderlich sind. Alle Teile der DIN 4109 "Schallschutz im Städtebau" sind beim Beuth Verlag

/ Berlin erschienen und können von diesem bezogen werden. Auch können die relevanten

Teile dieser Norm im Planungsamt eingesehen werden.

Zur Schaffung ruhiger Schlafverhältnisse wird empfohlen, im Lärmpegelbereich III zur

Belüftung von Schlafräumen und Kinderzimmern schalldämpfende Lüftungssysteme zu

installieren, die auch bei geschlossenen Fenstern für den notwendigen Luftwechsel in den

genannten Räumen sorgen.

11. Kampfmittel

Eine Auswertung alliierter Luftbilder wurde durchgeführt. Hinweise auf Abwurfkampfmittel

liegen danach nicht vor. Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel (Bomben, Granaten,

Panzerfäuste, Minen etc.) gefunden werden, ist umgehend die zuständige Polizeidienststelle,

der Fachdienst Sicherheit, Recht und Ordnung oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst des

Landes Niedersachsens bei der Regionaldirektion Hameln-Hannover des Landesamtes für

Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN) zu benachrichtigen.

12. DIN-Normen

Die in diesem Bebauungsplan in Bezug genommenen Normen werden im Rathaus der Stadt

Salzgitter - Fachdienst Stadtplanung, Umwelt, Bauordnung und Denkmalschutz - Joachim-

Campe-Straße 6-8, 38226 Salzgitter, dauerhaft zur Einsicht bereitgehalten.

Verfahrensvermerke

Einleitung des Satzungsverfahrens

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Salzgitter

hat in seiner Sitzung am 15.03.2022 die

Aufstellung des Bebauungsplans beschlossen.

Der Aufstellungsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs.

1 Satz 2 BauGB am 04.05.2022 durch das

Amtsblatt für die Stadt Salzgitter Nr. 15 ortsüblich

bekannt gemacht.

Salzgitter, am  ....................

           Im Auftrag

              

   

                  .........................

Öffentliche Auslegung

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Salzgitter

hat in seiner Sitzung am .................... dem

Entwurf des Bebauungsplans und seiner

Begründung zugestimmt und die öffentliche

Auslegung gemäß § 3 Abs. 2  BauGB

beschlossen.

Ort und Dauer der Auslegung wurden am

.................... durch das Amtsblatt für die Stadt

Salzgitter Nr.... ortsüblich bekannt gemacht (§ 3

Abs. 2 Satz 2 BauGB).

Der Entwurf des Bebauungsplans und der

Begründung haben vom .................... bis

.................... öffentlich ausgelegen.

Salzgitter, am  ....................

            Im Auftrag

                            .........................

Satzungsbeschluss

Der Rat der Stadt Salzgitter hat den Bebauungs-

plan nach Prüfung der vorgebrachten Anregungen

(§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB) sowie die Begründung

in seiner Sitzung am ............................ gemäß §

10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen.

Salzgitter, am  ....................

          Im Auftrag

      .........................

Inkrafttreten

Der Beschluss des Bebauungsplans durch den

Rat der Stadt Salzgitter ist gemäß § 10 Abs. 3

BauGB am ........................ im Amtsblatt für die

Stadt Salzgitter Nr. ..... bekannt gemacht worden.

Der Bebauungsplan ist damit am .........................

rechtsverbindlich geworden.

Salzgitter, am  ....................

           Im Auftrag

                                                        

      .........................

Verletzung von Vorschriften

Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten des

Bebauungsplans ist die Verletzung von

Vorschriften  n i c h t   geltend gemacht worden

(§ 215 Abs.1 Nr. 1 BauGB).

Salzgitter, am  ....................

            Im Auftrag

        .........................

 Planzeichenerklärung Zeichnerische Festsetzungen

Bebauungsplan

mit örtlicher Bauvorschrift über Gestaltung

Entwurf

Stand: gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB

Rgh 20

für SZ-Ringelheim

"Nordost"

Anlage 2 zur Vorlage Nr.: 3578/18

Präambel

Aufgrund des  § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) sowie des § 58 des

Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes, jeweils in der zuletzt gültigen Fassung, hat der

Rat der Stadt Salzgitter diesen Bebauungsplan bestehend aus der Planzeichnung und den

nebenstehenden textlichen Festsetzungen, als Satzung beschlossen.

Salzgitter, am ..................                                                                                       ..............................

                                                                                                                                   - Oberbürgermeister -

  aufgestellt Dezernat III - Bau, Stadtplanung ausgearbeitet Fachdienst Stadtplanung,

  und Stadtentwicklung Umwelt, Bauordnung und Denkmalschutz

                                                                                    

  Salzgitter, am 14.05.2025                                          Salzgitter, am 14.05.2025

                                                    gez. Tacke                                                                 gez. Bogdan

                                                                  - Stadtrat -                                                                                   - stellvertretende

Fachdienstleitung -
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Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Nie-

dersächsischen Vermessungs- und Katasterver-

waltung
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       Landesamt für Geoinformation

und Landesvermessung Niedersachsen

Regionaldirektion Braunschweig-Wolfsburg

Die Planunterlage (AZ: 212015) entspricht dem

Inhalt des   Liegenschaftskatasters und weist die

städtebaulich bedeutsamen baulichen Anlagen

sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach

(Stand vom 22.10.2024). Sie ist hinsichtlich der

Darstellung der Grenzen und der baulichen

Anlagen geometrisch einwandfrei.

Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen

in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Salzgitter, am  ...........................

Oldeweme

Vermessungen,

Immengarten 15,

31134 Hildesheim

.....................................

(Öffentlich bestellter Vermessungs- 

ingenieur)

.....................................

(Unterschrift)

Hinweise

Örtliche Bauvorschrift über Gestaltung

(§ 84 Abs. 3 NBauO)

 Textliche Festsetzungen

 Textliche Festsetzungen

Hinweise Hinweise

Der Bebauungsplan wurde ausgearbeitet von:

planerzirkel
bernd schmalenberger srl, akn

städtebau, grün- und

  landschaftsplanung
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